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Editorial 

Liebe Leserin, lieber Leser 


Alles für die Banken und Superreichen 


Wohl niemand erwartet wirklich, 
dass die nun siebente „nachhaltige 
Rettung des Euro“ die letzte sein wird 

Z unächst gerieten nach dem 
Platzen der US-Immobilien- 
blase in den Jahren 2007/08 
die Banken ins Rutschen. Sie wur¬ 
den, wie z.B. die HRE-Bank Mün¬ 
chen, mit Steuergeldern gerettet. 
Auch die Stadt Freiburg zollte Zo¬ 
ckerbanken wieLehman-Brothers 
einen Tribut. Um die einem Bank¬ 
rott nahestehende Banken „gesund“ 
zu halten, wurden ihre verfallen¬ 
den Immobilienpapiere in Höhe 
von Hunderten Milliarden in „Bad 
Banks“ („unanständige Banken“) 
ausgelagert, für deren Verluste nun 
ebenfalls der Steuerzahler haftet. 
Tiefgreifende soziale Einschnitte 
waren die Folge, weitere werden 
noch daraus folgen. 

Bankenrettung ruiniert Staaten 

Mit der Rettung „ihrer“ Banken 
gerieten in Europa die EU-Rand- 


staaten in einen Abwärtssog, weil 
sie von anderen Banken zu hohen 
Zinsen Kredite aufnehmen muss¬ 
ten. Das Geld dafür bekamen diese 
Banken wiederum zu Dumping- 
Zinsen von um die 1 % von der 
Europäischen Zentralbank. Zur 
Sicherung der Ansprüche der Ban¬ 
ken wurde eine Stabilisierung „der 
Märkte“ (so nennt man neuerdings 
die Banken und die hinter ihnen 
stehenden Inverstoren) versucht, 
die mit drakonischen Sparauflagen 
für die Schuldnerländer verbunden 
sind. Länder wie Griechenland, 
Portugal oder Spanien sind ohne 
Milliarden für Staatshaushalte und 
marode Banken nicht mehr zah¬ 
lungsfähig. Sie werden von der 
Troika EZB, IWF und Weltbank ge¬ 
zwungen massiv Löhne und Ren¬ 
ten abzubauen und Grundrechte zu 
schreddern, die zuvor eine gewisse 
soziale Sicherheit ermöglichten. 
Die Verarmung immer größerer 
Teile der Bevölkerung wird die 
Notlage dieser Länder vergrößern. 


Die dort in sich zusammenfallen¬ 
de Nachfrage wird unweigerlich 
Auswirkungen auf die exportlas- 
tige deutsche Wirtschaft haben. 
Mit dem Fiskalpakt soll nun die 
reaktionäre neoliberale Politik 
der Deregulierung, der Privati¬ 
sierung und des Grundrechteab¬ 
baus für die gesamte EU-Zone 
festgeschrieben werden. Mit 
Recht hat DGB-Chef Sommer 
daher den Fiskalpakt als grund¬ 
gesetzwidrig verurteilt, da er das 
Parlament in Hoheitsfragen wie 
der Finanzpolitik völlig aushe¬ 
belt. 

Freiburg nicht ausgenommen 

So wie Schröders und Steinmei¬ 
ers Agendapolitik mit Hartz IV 
und Billiglöhnen zur Eurokrise 
beigetragen hatte, so wird diese 
jetzt die Menschen in unserem 
Lande im Zuge der Entwicklung 
der Finanzkrise zur Wirtschafts¬ 
krise ein weiteres Mal beuteln. 

»Fortsetzung auf S.3 


Imperialistischer Machtpoker um Syrien 


Innere Widersprüche gibt es in 
Syrien genug. Widersprüche, die 
in der politischen Auseinanderset¬ 
zung zwischen den verschiedenen 
Kräften, im harten Klassenkampf, 
im Land gelöst werden müssen. 
Die gegenwärtige Entwicklung des 
Landes zeigt aber etwas anderes: 
Syrien ist zum Kampfplatz imperia¬ 
listischer Interessen geworden. 

A nfang 2011 forderten Teile 
der syrischen Bevölkerung 
auf großen Demonstratio¬ 
nen soziale und demokratische 
Veränderungen für ihr Land. Die 
syrische Regierung antwortete 
mit teils brutaler Repression, aber 
auch der Ankündigung von Refor¬ 
men und Teile der Bevölkerung 
brachten ebenfalls per Demons¬ 
trationen ihre Unterstützung für 
die Regierung zum Ausdruck. 
Anknüpfend an die innersyrischen 
Widersprüche fanden vom Aus¬ 
land zunehmend Versuche statt, 


diese für eigene Zwecke zu instru¬ 
mentalisieren. So hat der Westen 
im Bündnis v.a. mit der Türkei und 
den Golfdiktaturen Saudi-Arabien 
und Katar von Anfang an Öl ins 
Feuer des syrischen Konfliktes ge¬ 
gossen und Oppositionsgruppen 
wie die sogenannte „Freie Syri¬ 
sche Armee“ (FSA) bewaffnet und 
darin bestärkt, keine Verhand¬ 
lungslösung zu akzeptieren, son¬ 
dern auf militärischen Sieg über 
die Regierung zu setzen. Anstatt 
mit diplomatischen Mitteln ein 
Ende der Gewalt zu befördern, 
wurde jeder Versuch einer Ver¬ 
handlungslösung torpediert und 
durch - anfangs verdeckte, dann 
immer offenere - Waffenlieferun¬ 
gen der Konflikt zum Bürgerkrieg 
eskaliert. 

Dabei geht es in den militärischen 
Kämpfen in Syrien nicht um Men¬ 
schenrechte oder die angebliche 
„Befreiung von einem Diktator“, 


sondern um geostrategische und 
Rohstoffinteressen. In einem Bei¬ 
trag im Feuilleton der FAZ vom 
24.07.2012 heißt es dazu: „Den 
Amerikanern und der westlichen 
Seite geht es nicht oder nicht 
vorrangig darum, der bedauerns¬ 
werten syrischen Bevölkerung zu 
helfen, sondern um Einflussnah¬ 
me auf die Neugestaltung des Lan¬ 
des nach einem voraussichtlichen 
Sturz des derzeitigen Regimes, ob¬ 
wohl man mit diesem bisher stets 
gut Zusammenarbeiten konnte. 
Mehrere seit längerem geplante, 
für den Westen wichtige Öl- und 
Gaspipelines stehen auf dem Spiel, 
die Saudi-Arabien und Qatar mit 
dem östlichen Mittelmeerraum 
und der Türkei verbinden und 
deshalb partiell durch syrisches 
Gebiet führen sollen.“ Zudem ist 
Syrien ein Verbündeter des Iran, 
der als starke Regionalmacht, die 
Machtkreise des US-Imperialismus 
stört und daher ganz oben auf de¬ 
ren „Abschussliste“ steht. 

»Fortsetzung auf S.4 unten 


S icher ist Euch schon aufgefallen, 
dass diese Ausgabe der „Unsere 
Stadt“ längst überfällig ist. 

Nicht nur, dass sie wegen sommer¬ 
zeitlich bedingter Redaktionspause 
verspätet erscheint. Auch wegen 
der weiter schwelenden kapitalis¬ 
tischen Krise in EUroland und der 
kriegerischen Eskalation in Syrien, 
die sich anschickt auf weitere Län¬ 
der des Nahen Osten überzugreifen, 
ist diese Ausgabe überfällig. 

Das Linke Zentrum, das wir Euch 
in der letzten Ausgabe vorgestellt 
haben, wurde inzwischen auf den 
schönen Namen j adelante ! (spa¬ 
nisch für „vorwärts!“) getauft und 
in den kommenden Wochen und 
Monaten werden dort zahlrei¬ 
che spannende Veranstaltungen 
stattfinden. Daher an dieser Stelle 
nochmal der Hinweis auf unseren 
Terminkalender auf Seite drei. Ak¬ 
tuelle Hinweise zu Öffnungszeiten 
und Programm des j adelante ! fin¬ 
det Ihr auf www.liz-freiburg.org 

Und wie immer freut sich die Re¬ 
daktion über inhaltliche Rückmel¬ 
dungen, wie auch jede finanzielle 
Unterstützung zur regelmäßigen 
Herausgabe der „Unsere Stadt“ 
(Kontoverbindung auf der letzten 
Seite). 

Eure Redaktion 
www.unsere-stadt.tk 


Die DKP Freiburg hat folgenden 
Aufkleber drucken lassen, der u.a. 
kostenlos im Infoladen des Linken 
Zentrum j adelante ! erhältlich ist. 



Faschisten bekämpfen 
Verfassungsschutz auflosen 
NPD verbieten 


Konsequenzen I 













Prozess gegen Neonazi 
Florian Stech endet mit 
Freispruch 

Im Juni bzw. Juli wurde am Frei¬ 
burger Landgericht ein Prozess 
verhandelt, der in ganz Deutsch¬ 
land Aufsehen erregte. Der ein¬ 
schlägig vorbestrafte Ortenauer 
Neonazi Florian Stech war unter 
anderem des mehrfachen versuch¬ 
ten Totschlags und der gefährli¬ 
chen Körperverletzung angeklagt. 

Im Herbst letzten Jahres sollte in 
Bahlingen ein Fest der Nazis statt¬ 
finden, um mit dem Erlös einen ge¬ 
planten Aufmarsch zu finanzieren. 
Florian Stech war dafür zuständig 
die Besucher vom nahegelegenen 
Pendler-Parkplatz in Riegel aus zum 
Partygelände weiterzuleiten. Auf 
dem Parkplatz befand sich auch eine 
Gruppe junger Leute, die sich gegen 
Nazis engagieren wollten und des¬ 
halb den Schleusungspunkt der Nazis 
beobachteten. 

Als Stech die Antifaschistinnen be¬ 
merkte, raste er frontal in die Grup¬ 
pe hinein, obwohl er genauso gut 
einfach hätte davon fahren können. 
Ein 21-Jähriger schaffte es nicht mehr 
sich rechtzeitig in Sicherheit zu brin¬ 
gen, wurde vom Auto erfasst und 
schwer verletzt. Auch Intensivstati¬ 
on und anschließende Reha konnten 
nicht verhindern, dass die Folgen sei¬ 
ner Verletzungen bis heute spürbar 
sind. 

Nach insgesamt acht Verhandlungs¬ 
tagen wurde Stech nun in allen ihm 
vorgeworfenen Punkten freigespro¬ 
chen. In der Urteilsbegründung führ¬ 
te Richtern Kleine-Cosack an, man 
könne nicht ausschließen, dass Stech 
angesichts der anwesenden Antifa¬ 
schistinnen in Panik gewesen sei, 
auch wenn dies nicht unbedingt das 
wahrscheinlichste Szenario sei. 

Der Freispruch ist umso erschrecken¬ 
der, wenn man sich die menschen¬ 
verachtenden Mordphantasien Flori¬ 
an Stechs vor Augen hält, die er nur 
wenige Tage vor der Tat auf Face- 
book von sich gegeben hatte. Damals 
wünschte er sich unter anderem eine 
Notwehrsituation herbei um endlich 
ungestraft einen Antifa-Aktivisten 
„die Klinge fressen lassen“ zu können. 
Dass der Vorfall in Riegel nicht tat¬ 
sächlich Menschen das Leben kostete 
war wohl reines Glück. Es hätte auch 
völlig anders ausgehen können. 


»Fortsetzung S.3 oben rechts 



N och Anfang April gab es 
fast täglich neue Mel¬ 
dungen über sogenannte 
„Pannen“, „Versäumnisse“ und 
„Affären“ des Verfassungsschut¬ 
zes. Seit Anfang Juli hatten der 
Präsident des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, Fromm, wie 
auch die Verfassungsschutzchefs 
in Thüringen und Sachsen, Sip- 
pel und Boos, ihre Ämter räumen 
müssen. Bundesinnenminister 
Friedrich (CSU) kündigte einen 
grundlegenden Umbau des Ver¬ 
fassungsschutzes an. 

Doch wer glaubt eigentlich noch, 
dass es „Pannen“ und „Versäum¬ 
nisse“ waren, die dazu führten, 
dass die Naziterroristen des 
NSU - hervorgegangen aus mit 
Verfassungsschutzgeldern finan¬ 
zierten Nazistrukturen in Thü¬ 
ringen - über Jahre ungestört 
morden konnten? Wer glaubt 
an „Pannen“, wenn die Verfas¬ 
sungsschutzakten, die über diese 
Verstrickungen Auskunft geben 
könnten, „versehentlich“ vernich¬ 
tet wurden, nachdem der NSU 
aufzufliegen begann? 

Wer glaubt den verantwortlichen 
Verfassungsschützern ihre be¬ 
haupteten Erinnerungslücken? 
Wohl immer weniger Menschen. 
Daher äußerte Innenminister 
Friedrich besorgt: „Durch die Ak¬ 
tenvernichtung wird allen Vorur¬ 
teilen und Verschwörungstheorien 
gegen den Verfassungsschutz Nah¬ 
rung gegeben “. 


Für Rüstungsprofite und 
weltweite Kriegseinsätze 

Im Sommer 2010 war in den bür¬ 
gerlichen Medien von „Abrüstung“ 
bei der Bundeswehr, vom Sparen 
bei der Rüstung zu lesen. 

Das Bundeskabinett hatte beschlossen, 
dass auch der Militärhaushalt an der 
Sparoperation bis zum Jahr 2014 be¬ 
teiligt sein sollte. Von geplanten 81,6 
Mrd. Euro sollte der Rüstungsetat 8,3 
Mrd. einsparen. Wer seine Sinne bei¬ 
sammen hatte und die Grundrechenar- 


Nun haben wir seit Jahrzehnten 
Erfahrungen mit diesem Inlands¬ 
geheimdienst sammeln „dürfen“. 
Die großzügige Förderung von 
Nazis als V-Leute ist eine Tatsa¬ 
che. Ebenso wenig sind es „Vor¬ 
urteile“ oder „Verschwörungs¬ 
theorien“, dass die angeblichen 
Verfassungsschützer in den 60er, 
70er und 80er Jahren Jagd auf un¬ 
zählige Menschen machten, die 
sich an demokratischen Aktio¬ 
nen beteiligten, vielleicht in der 
SDAJ oder dem MSB Spartakus 
organisierten, oder sogar Mitglie¬ 
der der DKP wurden. In den fol¬ 
genden Berufsverbotsverfahren 
(siehe Unsere Stadt Nr. 8) wurde 
vielfach deutlich, wie lückenlos 
dieser Geheimdienst über die 
Teilnahme an Veranstaltungen 
und Demonstrationen Bescheid 
wusste. 

Diese Schnüffel- und Verfol¬ 
gungspraxis gegen zehntausende 
aktive Demokratlnnen zeigt, dass 
schon die Bezeichnung „Verfas¬ 
sungsschutz“ Etikettenschwindel 
ist. Es ging und geht nicht um 
den Schutz der verfassungsmä¬ 
ßigen Grundrechte, wie sie im 
Grundgesetz formuliert wurden, 
sondern immer gegen links, ge¬ 
gen sozialen und demokratischen 
Fortschritt, um den Schutz der 
Herrschenden, der Profitinteres¬ 
sen des Kapitals. 

Und diesem Ziel gemäß haben 
sich CDU und FDP, ebenso wie 
SPD und die Grünen, stets verhal¬ 


ten beherrschte, wusste schon damals, 
dass hier gelogen und getrickst wird. 
So gab es dreistellige Millionenbeträge 
aus „Konjunkturpaketen“ der Bundes¬ 
regierung für Waffen und zusätzlich 
einige Möglichkeiten, Rüstungskosten 
in anderen Haushaltstiteln zu ver¬ 
stecken. 

Ende Juni 2012 wurde nun die aktuelle 
Haushaltsplanung präsentiert. Nir¬ 
gendwo ist in den Kapital-Medien jetzt 
von „Aufrüstung“zu lesen. Trotzdem 
wird sich der Rüstungshaushalt von 
31,7 Mrd. Euro im Jahr 2012 auf 33,3 
Mrd. im Jahr 2013 erhöhen. Zusätzlich 


ten. Denn in Baden-Württemberg 
wird trotz des Regierungswech¬ 
sels Anfang 2011 munter weiter 
gespitzelt. 

Aus dem Landesverfassungs¬ 
schutzbericht 2011 etwa ist er¬ 
sichtlich, dass das Freiburger 
Bündnis „Freiburg ohne Papst“ 
als „linksextremistisch beein¬ 
flusst“ unter Beobachtung stand, 
weil neben vielen Organisationen 
und Einzelpersonen auch Links¬ 
partei und DKP den Bündnis¬ 
aufruf unterstützt hatten. Gegen 
solche Diffamierungsversuche 
unternimmt die Landesregierung 
aus Grünen und SPD ebenso we¬ 
nig, wie zur - einst versproche¬ 
nen - gründlichen Aufklärung 
der polizeilichen Bespitzelung 
linker Gruppen in Heidelberg. 
Wir wissen nicht, wo der Ver¬ 
fassungsschutz auch in Baden- 
Württemberg in der Neonazisze¬ 
ne mitmischt, aber warum sollten 
wir annehmen, dass es hier besser 
ist, als in Thüringen und Hessen. 

Es ist an der Zeit, Konsequenzen 
zu ziehen. 

Das heißt, auch an die Adresse der 
Grünen-SPD-Landesregierung: 

Endlich Schluss mit der 
Schnüffelei! 

Keine Reform, sondern Auflö¬ 
sung des Verfassungsschutzes 
und konsequente Offenlegung 
von dessen Tätigkeiten! 


sollen bis zu einer Milliarde Euro Per¬ 
sonalkosten pro Jahr in den allgemei¬ 
nen Haushalt umgebucht werden. 

Das zusätzliche Geld wird die Mi¬ 
litärs freuen. Zuletzt hatte der 
„Verteidigungsminister in Interviews 
getönt, dass es nun keine Tabus mehr 
für weltweite Kriegseinsätze der 
Bundeswehr geben werde, sofern sie 
den „wohlverstandenen Interessen“ 
Deutschlands dienen. Sprich: den In¬ 
teressen von Kapital und Kabinett. 

aus: antikriegsinfo der DKP, Sept. 2012 
Download über: www.kommunisten.de 


DKP Freiburg 











Bundeswehr raus aus Schulen und Hochschulen 


Vom 24. bis zum 29. September 
findet bundesweit eine Antimili¬ 
taristische Aktionswoche gegen 
die Bundeswehr an Schulen und 
Hochschulen statt. 


I n immer mehr Bundeslän¬ 
dern schließt die Bundeswehr 
Verträge mit den Kultusmi¬ 
nisterien und sichert so ihren Ju¬ 
gendoffizieren Zutritt zu den Klas¬ 
senzimmern. Dort haben diese die 
Möglichkeit Unterrichtsstunden 
in ihrem Interesse zu gestalten, 
frühzeitig neue Rekruten und Re- 
krutinnen für die Bundeswehr zu 
werben, und Kriegseinsätze der 
Bundeswehr an den Schulen zu 
legitimieren. Jetzt wo die Wehr¬ 
pflicht abgeschafft worden ist und 
die Bundeswehr in eine Berufs¬ 
armee umgewandelt wird, ist sie 
mehr als zuvor darauf angewiesen 
junge Menschen für sich zu ge¬ 
winnen. In inzwischen altbekann¬ 
ter Manier wird beispielsweise der 
Krieg in Afghanistan, der in den 
vergangenen Jahren zehntausende 
Menschen das Leben kostete, zu 
einem sogenannten „humanitären 
Einsatz“ umgelogen und dadurch 
an den Schulen legitimiert. Das 
„Soldat“ oder „Soldatin“ nun mal 
kein Beruf ist wie jeder andere 


Wir 

müssen 

draussen 

bleiben 




tritt angesichts der angeb¬ 
lich guten Karrierechancen 
mit denen die Jugendoffizie¬ 
re versuchen die Schüler zu 
ködern in den Hintergrund. 

Auch an den Hochschulen 
wird eine fortschreitende 
Militarisierung der For¬ 
schung und Lehre immer 
deutlicher. Die Kampagne 
fordert die sofortige Kün¬ 
digung der bestehenden 
Kooperationsvereinbarun¬ 
gen zwischen Kultusminis¬ 
terien und der Bundeswehr 
sowie die flächendeckende 
Einführung und Einhaltung 
von Zivilklauseln um eine 
Lehre und Forschung an 
Hochschulen zu garantier¬ 
ten, die ausschließlich zivi¬ 
len Zwecken dient. Doch nicht nur 
im Bildungswesen und der For¬ 
schung versucht die Bundeswehr 
Fuß zu fassen. So ist die sie auch 
in Freiburg auf vielen Jobmes¬ 
sen und Jobcentern vertreten, um 
sich als attraktiven Arbeitgeber 
zu präsentieren. Vermehrt finden 
derzeit auch öfter wieder soge¬ 
nannte Gelöbnisse oder Appelle 
der Bundeswehr auf öffentlichen 
Plätzen statt. Oder aber sie orga¬ 
nisiert Konzerte von Bundeswehr 
Kapellen und gibt sich, wie im De¬ 
zember 2012 in Freiburg geplant, 
als Kulturverein aus. 

Durch diese zunehmende Milita¬ 
risierung in der Gesellschaft wird 
versucht Militär als etwas Alltäg¬ 
liches, als etwas Selbstverständ¬ 
liches darzustellen. Es soll dazu 
führen, dass Kriegseinsätze in der 


Bevölkerung mehr Akzeptanz 
finden und die Bundeswehr als 
etwas Positives wahrgenommen 
wird. Doch wir lassen uns nicht 
über den wahren Sinn der Bun¬ 
deswehr hinwegtäuschen. Die 
Bundeswehr ist eine Armee, de¬ 
ren Zweck es ist Kriege im Inte¬ 
resse der Wirtschaft zu führen. 
Die Bundeswehr ist keine huma¬ 
nitäre Hilfstruppe, kein sicherer 
Arbeitgeber, kein Musikverein 
und hat an Schulen und Hoch¬ 
schulen nichts verloren. 

Beteiligt euch an den An¬ 
timilitaristischen Aktionen 
und kommt zur Landeswei¬ 
ten Demo am 20.10.2012 in 
Stuttgart. 

Antifaschistische Linke Freiburg 


... Fortsetzung von S.l oben 
Prekäre Beschäftigung - zu 
Deutsch: Hungerlöhne, Ar¬ 
beitslosigkeit, besonders Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit, und Ar¬ 
mut nehmen überall zu. Auch 
bei uns: Zwischen 2009 und 
2011 nahm laut DGB in Frei¬ 
burg die Zahl beispielsweise 
der Leiharbeiter um sage und 
schreibe 75 % zu. Prekäre Be¬ 
schäftigung dominiert bundes¬ 
weit bei Neueinstellungen - 
Merkel nennt das „Jobwunder“. 

Damit „frisst sich prekäre Be¬ 
schäftigung immer mehr in 
den regulären Arbeitsmarkt“ 
ein, so der DGB Freiburg, 
und stellt fest, dass die noch 
„normal“ Beschäftigten da¬ 
mit zunehmend erpressbar 
werden. Lohndrückerei wird 
zum „Standortvorteil“, rui¬ 
niert Konkurrenz anderswo 
und führt zu Exportüberschüs¬ 
sen bei uns, die wiederum die 


Verschuldung der einführen¬ 
den Länder zur Folge haben. 
So schließt sich ein Kreis von 
Gründen, die zur „Krise der 
Eurozone“ beitragen. Diese 
Zusammenhänge werden zu¬ 
nehmend auch von anderen 
Ländern und Wirtschaftwis¬ 
senschaftlern kritisiert. Inte¬ 
ressenwidersprüche werden 
deutlicher. 

Rettungsschirme für Men¬ 
schen statt für Banken 

Letztendlich verursachend für 
die Krisen, für militärische 
Interventionen, für galop¬ 
pierenden Demokratie- und 
Sozialabbau, für die Gefahr 
faschistischer Umtriebe sind 
allerdings nicht spekulieren¬ 
de Banker oder geldgierige 
Spekulanten. Sie sind nur die 
Gewinner in diesem kapitalis¬ 
tischen System, das den Profit 
zum Maßstab seines Handelns 
macht und das jeden scheitern 


lässt, der seine menschen¬ 
feindliche Gesetzmäßigkeit 
nicht beachtet. 

Dieses System muss überwun¬ 
den werden, wenn wir diese 
und andere Krisen bewältigen 
wollen. „Gerecht geht anders“ 
sagen die Gewerkschaften so¬ 
wie andere und machen Vor¬ 
schläge: Die Besteuerung von 
Spekulationsgewinnen (Trans¬ 
aktionssteuer), eine Reichen¬ 
steuer für große Vermögen, 
die drastische Besteuerung 
großer Einkünfte, die Her¬ 
anziehung großer Vermögen 
zur Schuldenbewältigung der 
Staaten - all das sind richtige 
und vorwärtstragende Forde¬ 
rungen. 

Wir brauchen Rettungsschir¬ 
me für Menschen statt für 
Banken! Lernen wir bei der 
Durchsetzung solcher Forde¬ 
rungen das Kämpfen für eine 
wirklich bessere Welt! 

DKP Freiburg 


»> Fortsetzung von S. 2 
Das Urteil in diesem vermeintlich 
eindeutigen Fall kommt einem Frei¬ 
fahrtschein für faschistische Ge¬ 
walttäter gleich, indem es wieder 
einmal bestätigt, dass die Nazis auf 
der juristischen Ebene kaum etwas 
zu befürchten haben während linke 
Aktivistinnen und engagierte Anti¬ 
faschistinnen regelmäßig aufgrund 
schwacher Indizien hinter Gittern 
landen. 

Antifaschistische Linke Freiburg 


Terminkalender 

Di | 11.09.2012 | Offenes Antifa Treffen 
Jeden 2. Dienstag im Monat um 19 Uhr 
im Linken Zentrum Freiburg: Offenes 
Antifa Treffen für Freiburg und Region. 

Sa | 06.10.2012 | 

Naziaufmarsch in Göppingen 
verhindern! 

Mo I 16.10.2012 I 20:00 | Vortrag 
Wege aus der Krise, mit Georg Fülberth 
Ort: Linkes Zentrum \ adelante ! 

Mehr Infos: www.dkp-freiburg.de 

Sa | 20.10.2012 | Stuttgart | Demonstration 
Antimilitaristische Demonstration in 
Stuttgart 

Mo | 29.10.2012 | 19:00 | Vortrag 
80 Jahre Antifaschistische Aktion 
mit Bernd Langer 
Ort: Linkes Zentrum \ adelante ! 

Mitgliederversammlungen 
der DKP-Freiburg 

Di 04.09.2012 Di 16.10.2012 

Di 18.09.2012 Di 06.11.2012 

Di 02.10.2012 Di 20.11.2012 

jeweils 20:00 Uhr 

Linkes Zentrum \ adelante ! Freiburg 
Glümerstr. 2 | Wiehre 


Veranstaltungsreihe 
,Tatort Kurdistan 1 

im Linken Zentrum jadelante! 
Glümerstraße 2: 

Mo | 03.09.2012 | 20 Uhr| Vortrag 
Perspektiven und Hintergründe des 
kurdischen Befreiungskampfes 

Mo | 17.09.2012 | 20 Uhr | Film 
Min Dit (D/TR 2009) 

Fr | 05.10.2012 | 20 Uhr | Vortrag 
Deutsche Waffen deutsches Geld - Waf¬ 
fenexporte deutscher Firmen in die 
Türkei 

Mo | 22.10.2012 | 20 Uhr | Film 
Close up Kurdistan (D 2007) [104 Min.] 

Fr | 05.11.2012 | ab 19 Uhr | Veranstaltung 
Internationalistischer Kulturabend mit 
mesopotamischer Volxküche, Livemu¬ 
sik und Kneipe 

TflT^ÜT 
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VERANSTMTUNGSREIHE 
SEPTEMBER- NOVEMBER 2012 


























& Bahn abermals teurer 


AgMNTIFASCHISTISCHE 
'T/HUNKE * FREIBURG 

Die ALFR (Antifaschistische Linke Freiburg) ist 
in unserer Stadt und der Region Südbaden aktiv 
gegen faschistische Umtriebe. Sie mobilisiert 
regional und bundesweit auf linke Demonst¬ 
rationen und kämpft in Theorie und Praxis für 
eine Welt jenseits von Faschismus, Hunger und 
Krieg. Bei den regelmäßigen Veranstaltungen 
kann man mehr über die Gmppe erfahren 


www.antifaschistische-linke.de 



Die DKP, das ist die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei. Genossinnen der DKP kämpfen 
gemeinsam mit anderen Menschen z.B. in 
den Gewerkschaften und in der Friedensbe¬ 
wegung für konkrete Verbesserungen und 
grundlegende Veränderungen. 

Die DKP-Ortsgruppe Freiburg trifft sich je¬ 
den 1. und 3. Dienstag im Monat. Interessier¬ 
te sind herzlich willkommen. 

www.dkp.de 

www.dkp-freiburg.de 


ir 



Die SDAJ, Sozialistische Deutsche Arbei¬ 
terjugend, ist eine Selbstorganisation von 
Schülerinnen und Schülern, Auszubilden¬ 
den, jungen Arbeiterinnen und Arbeitern, 
Studentinnen und Studenten. Für uns ist 
der Sozialismus die Alternative für die 
wir kämpfen. Die SDAJ Freiburg trifft sich 
wöchentlich. Wenn Du bei uns mitmachen 
willst, melde dich einfach per E-Mail: 
sdaj-freiburg@ gmx.de 

www.sdaj-netz.de 
w ww. sdaj -freibur g. de 


Impressum: 


Freiburg: Bus 

Alle Jahre wieder.. .kommt Weih¬ 
nachten das Christkind - und am 1. 
August die nächste Fahrpreiserhö¬ 
hung im Freiburger öffentlichen 
Personen-Nahverkehr (ÖPNV). 

Früher wurden diese Tariferhö¬ 
hungen noch im Freiburger Ge¬ 
meinderat beschlossen, da lief 
dann Jahr für Jahr das gleiche Ri¬ 
tual ab: 

Die CDU lobt (zu Recht) das 
tolle Angebot der Verkehrs-AG 
(VAG) und des Zweckverband 
Regio-Nahverkehr Freiburg (ZRF) 
und erklärt die Tariferhöhungen 
für gerechtfertigt. 

Die Grünen ebenso, außerdem 
weisen diese (zu Recht) noch auf 
den positiven Beitrag des ÖPNV 
zum Umwelt-und Klimaschutz 
hin. 

Die SPD stimmt diesen Argu¬ 
menten zu, hebt aber warnend 
den Finger, dass bei den Tarifer¬ 
höhungen aus sozialen Gründen 
bald das Ende der Fahnenstange 
erreicht sei. 

Und die Gemeinderatsfraktion 
der Unabhängigen Listen (UL) 
lehnt die Tariferhöhungen als ein¬ 
zige ab. 

Die UL erklärt, dass Tariferhöhun¬ 
gen bei Bus & Bahn nicht recht in 
Einklang stehen mit den ehrgeizi¬ 
gen Klimaschutzzielen der Stadt, 
dass Tariferhöhungen bei Bus & 
Bahn Verkehrs- und umweltpo¬ 
litisch das völlig falsche Signal 
sind. Und die UL verweist darauf, 
dass die Lebenshaltungskosten 
weitaus schneller steigen als die 
Reallöhne, dass zunehmend Men¬ 
schen sich eine Regio-Monatskar- 


te nicht mehr leisten können. Und 
fordert konsequenterweise die 
Einführung eines Sozialtickets. 

Nicht nur unsozial, auch feige 

Nun ist dies den FJerren (und Da¬ 
men) im Freiburger Gemeinderat 
offensichtlich peinlich gewor¬ 
den. Wie vor Jahren schon bei 
den Mieten der städtischen (und 
Stadtbau-)Wohnungen haben sie 
die Beschlussfassung über Tarif¬ 
erhöhungen zum „Geschäft der 
laufenden Verwaltung“ erklärt. 
Das heißt nichts anderes, als dass 
Tariferhöhungen im ÖPNV ge¬ 
nauso wie Mieterhöhungen von 
Menschen ohne jegliche politi¬ 
sche Legitimation beschlossen 
werden - und der feige Gemein¬ 
derat muss sich die FJände nicht 
schmutzig machen. 

Die aktuellen Tariferhöhungen 
bedeuten für eine vierköpfige 
Familie mit Regio-Karten erneut 
eine Mehrbelastung von 8 Euro 
monatlich. 



Das ist für viele Menschen 
nicht tragbar. Zumal ja höhere 
Gas- und Strompreise, höhere 
Mieten, höhere Müllgebühren 
usw. uns alle ebenfalls belasten. 
So zieht der Gemeinderat den 
Menschen Geld aus der Tasche, 
das viele einfach nicht mehr 
haben. Einführung eines Sozi¬ 
altickets dagegen: Weiterhin 
Fehlanzeige. 

Die DKP Freiburg unterstützt 
die Forderung nach einem für 
alle bezahlbaren ÖPNV und 
lehnt die ökologisch unsinni¬ 
gen und unsozialen Tariferhö- 
hungern bei Bus & Bahn ab. 
Die DKP fordert den Gemein¬ 
derat auf, sich seiner poli¬ 
tischen Verantwortung zu 
stellen - und über Miet- und 
Tariferhöhungen in öffentli¬ 
cher Sitzung selbst abzustim¬ 
men. 

FJendrijk Guzzoni 

FFendrijk Guzzoni ist Mitglied im 
Parteivorstand der DKP und sitzt 
für die Linke Liste - Solidarische 
Stadt (LisSt) im Freiburger Ge¬ 
meinderat. 

Am Tag der Fahrpreiserhögung 
verteilte die Linke Liste Postkar¬ 
ten an die VAG-Kundlnnen, auf 
denen ein 10-Cent-Stück klebte 
(siehe Foto), mit der Botschaft: 
„Heute ,erstatten 4 wir Ihnen sym¬ 
bolisch die 10 Cent Erhöhung für 
den Einzelfahrschein - dauerhaft 
werden die Tarife bei der VAG nur 
dann stabil bleiben, wenn Sie poli¬ 
tisch dafür sorgen.“ 


Unsere Stadt- 

Kommunistische Zeitung für 
Freiburg 

wird herausgegeben von: 

Antifaschistische Linke Freiburg (ALFR) 

Deutsche Kommunistische Partei (DKP) Freiburg 
Sozialistische Deutsche Arbeiteijugend (SDAJ) Frei¬ 
burg 

ViSdP: Hendrijk Guzzoni, Greiffeneggring 2,79098 Freiburg 


Die Redaktion erreichen Sie: 
per Post: 

„Unsere Stadt“ 
c/o Linksbüro 
GreifFeneggring 2, 

79098 Freiburg 



)er E-Mail: unserestadt@dkp-freiburg.de 


Zeitung machen kostet Geld ! 

Deshalb sind uns Spenden für die 
weitere Herausgabe von „Unsere 
Stadt“ herzlich willkommen. 
Überweisen Sie bitte unter dem 
Stichwort „Spende Unsere Stadt“ 
auf das Konto der DKP FREIBURG 
Konto-Nr.: 1020086500 
BLZ: 68010111 (SEB Freiburg) 


»Fortsetzung von S.l unten 

Inzwischen mischen in Syrien 
ganz wesentlich vom Ausland 
ermunterte und finanzierte Söld¬ 
nerbanden, Geheimdienstler und 
Spezialkommandos mit. Und ob¬ 
wohl der deutsche Außenminister 
Westerwelle (FDP) wiederholt 
betont „Wir arbeiten für ein Ende 
der Gewalt und eine politische 
Lösung“, ist der BND mit dem 
Spionageschiff „Oker“ vor der 
Küste Syriens im Einsatz und Bild 
am Sonntag zitiert einen BND- 
Mitarbeiter mit den Worten „Wir 
können stolz darauf sein, welchen 
wichtigen Beitrag wir zum Sturz 
des Assad-Regimes leisten“. Wie 
die Wochenzeitung „ZEIT“ anfang 
August enthüllte, fanden auf Ein¬ 
ladung der bundeseigenen „Denk¬ 
fabrik“ Stiftung Wissenschaft und 
Politik (SWP) vor der Öffentlich¬ 
keit sorgsam geheimgehalten seit 
Januar 2012 in Berlin Treffen von 
bis zu 50 syrischen Oppositionel¬ 
len, darunter auch Angehörige 


der bewaffneten Gruppen, statt, 
„um Pläne für die Zeit nach As- 
sad zu schmieden“. Gemeinsam 
mit den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, einem Großempfänger 
deutscher Waffenlieferungen in 
der Region, hat Berlin ein Sekre¬ 
tariat eingerichtet und zunächst 
mit 1,2 Mio Euro ausgestattet, 
das den Umbau Syriens „von ei¬ 
ner zentral geleiteten Wirtschaft 
in eine Marktwirtschaft“ organi¬ 
sieren soll. Das deutsche Kapital 
möchte in vorderster Front dabei 
sein, wenn in Syrien die Beute 
verteilt wird. 

Leidtragender ist die syrische 
Zivilbevölkerung. Stieß die an¬ 
fängliche Selbstbewaffnung von 
Oppositionenellen zur Abwehr 
staatlicher Repression noch viel¬ 
fach auf Verständnis, ist das bei 
den überfallartigen Aktionen oft 
ortsfremder FSA-Einheiten ge¬ 
gen Polizeiposten, Behörden oder 
vermeintliche Regierungsunter¬ 
stützer, weit weniger der Fall, 


weil die solchen Provokationen 
folgenden Reaktionen der Armee 
hauptsächlich die Anwohner tref¬ 
fen. Bedenklich auch, dass in Sy¬ 
rien, einem bislang laizistischen 
Staat und Land mit einer langen 
Tradition religiöser Toleranz, 
konfessionelle Konflikte geschürt 
werden und mit westlicher Un¬ 
terstützung Al Kaida & Co. sich 
austoben können. 

Hand in Hand mit den Golf¬ 
monarchien, die zu den demo- 
kratie- und frauenfeindlichsten 
Diktaturen der Welt gehören, 
nimmt der Westen die Stärkung 
islamisch-fundamentalistischer 
Kräfte in Syrien mindestens in 
Kauf. Das zeigt wie ernst es die 
Imperialisten mit den Menschen¬ 
rechten wirklich meinen. Dass die 
Bundesregierung bereit ist den 
Rüstungsexport von Hunderten 
Panzern an diese Folterstaaten zu 
genehmigen, unterstreicht dies 
nur. 

DKP Freiburg 











